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Vorwort 

Die nachfolgende Untersuchung und Darstellung der rechtlichen 
Problematik örtlicher Straßenplanung ist im Wintersemester 1982/83 
von der Juristischen Fakultät der Universität Göttingen als Disserta-
tion angenommen worden. Sie wurde im Sommer 1982 im wesentlichen 
abgeschlossen. Die später veröffentlichte  Rechtsprechung und Literatur 
konnte noch weitgehend berücksichtigt werden. 

Die Arbeit wurde angeregt und kritisch begleitet von Herrn Prof. 
Dr. H. Ebersbach, Göttingen, dem dafür herzlich gedankt sei. Besonde-
rer Dank gilt meiner Frau, Stefanie Kregel, für ihr großes Verständnis, 
stete Aufmunterung und tatkräftige Mithi l fe bei der technischen Her-
stellung. 

Hannover, im März 1983 
JB. K . 
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Einleitung 

Die Einstellung zur Planung des Straßennetzes hat sich in den letzten 
Jahren allgemein gewandelt. 

Die frühere  Vision von der autogerechten Republik mit einem perfek-
tionierten Straßennetz als Ausdruck des wirtschaftlichen Fortschritts 1 

ist allgemeiner Ernüchterung gewichen. Unter dem Eindruck von öko-
logischen und energiepolitischen Argumenten, Bürgerkri t ik und leeren 
öffentlichen  Kassen zeichnet sich das „Ende des Pistenbooms" und 
„wachstumsbesessener Planungen" ab2. Straßenbauprogramme werden 
gestreckt, Vorhaben vertagt oder ganz aufgegeben und die Etatansätze 
bei Bund, Ländern und Gemeinden gekürzt. 

Diese Entwicklung kann nicht darüber hinwegtäuschen, daß Ver-
kehrswege auch in Zukunft neu gebaut, erweitert, verlegt und verbes-
sert werden müssen3. Qualität und Akzentuierung des Straßenbaus 
aber stehen permanent und in höherem Maße als bisher zur Diskussion. 
Die Bedürfnisse des Autoverkehrs treten heute zunehmend hinter an-
deren verkehrspolitischen Zielen, wie etwa der Schaffung  von Radweg-
netzen, Fußgängerzonen, verkehrsberuhigten Wohnstraßen, Grünflächen 
etc., zurück. Die Verkehrsplanung muß sich den wechselnden Rahmen-
bedingungen anpassen und daher ständig neu orientieren 4. 

Anläßlich einer Diskussion über Straßenbaumaßnahmen hat der 
Bürgermeister der Stadt Quickborn die aktuelle Problematik der 
Straßenplanung treffend  so glossiert: 

„Regelmäßig steht zu Beginn die Forderung  der Anlieger nach einem 
Ausbau der Straße, wei l die Häuser unter der Erschütterung des Ver-
kehrs leiden; es folgt die Forderung  der Eltern nach Ausbau der Fuß-
und Radwege aus Gründen der Schulwegsicherung. 

ι Vgl. nur Lange, Verkehr und öffentliches  Recht, S. 11 f., S. 32 ff. m. w. N.; 
Oettle,  Raumforschung und Raumordnung 1972, 108, 110 Fn. 2 m. w. N. 

2 Der Spiegel Nr. 23 vom 1. 6.1981, S. 86 f.; vgl. ferner  Becker,  Das Verfah-
ren der Bundesfernstraßenplanung bis zur Planfeststellung, S. 15 m. w. N. 

3 Fickert,  Aktuel le Fragen des Straßenrechts, S. 2 ff.;  Becker,  Das Verfah-
ren der Bundesfernstraßenplanung bis zur Planfeststellung, S. 21 f.; Krüger, 
Der Arbeitgeber 1980, 278 ff.;  Walprecht,  Städte- und Gemeindebund 1982, 
62, 66 f. 

4 Walprecht,  Städte- und Gemeinderat 1980, 153, 154; ders.,  Städte- und 
Gemeindebund 1982, 62, 67; Fickert,  Aktuel le Fragen des Straßenrechts, 
S. 6 ff.;  inst rukt iv zur Orientierungsbedürft igkeit  der Verkehrsplanung auch 
Oettle,  Raumforschung und Raumordnung 1972, 108, 111 f. 

ζ Kregel 



18 Einlei tung 

Das weitere Verfahren  wickelt sich wie folgt ab: Protest  der Um-
weltschützer, wei l Bäume gefällt werden sollen, Protest  des Haus- und 
Grundeigentümervereins, wei l die Verwaltung ,mal wieder über die 
Köpfe der Bürger hinweg plant', Protest  des Einzelhandels, wei l durch 
die Straßenbauarbeiten die Existenz der anliegenden Geschäfte bedroht 
ist. 

Es folgen: Proteste  der Arbeiter, wei l bei der ermöglichten Zufahrt 
»Anlieger frei 4 die Arbeit nur unter Lebensgefahr verrichtet werden 
kann. Nach Beendigung der Baumaßnahmen hören w i r Proteste,  wei l 
auf der ausgebauten Straße zu schnell gefahren w i rd und nur immer 
andere, aber nie Anlieger mit überhöhter Geschwindigkeit fahren, 
sowie die Forderung,  die Anliegerbeiträge zu erlassen oder zu stun-
den, wei l der Ausbau ja nie von den Anliegern gefordert  wurde und 
nur anderen dient, endet mit dem Stöhnen der Mitarbeiter im Bauamt: 
,Baue nie eine Straße, wenn es nicht sein muß 'V 

Diese Glosse verdeutlicht die Schwierigkeit, bei öffentlichen  Planun-
gen einen allgemeinen Konsens zu erreichen. Ob und in welchem Maße 
die unterschiedlichen Meinungen und Gesichtspunkte in die Planung 
einfließen, hängt nicht zuletzt von der Zuständigkeit, den Rechtsgrund-
lagen und dem Planungsverfahren  ab. Daneben wi rk t die an bestimm-
te Voraussetzungen gebundene Gewährung staatlicher Zweckzuwei-
sungen für den Straßenbau auf die planerische Entscheidung ein. 

Die überörtliche Straßenplanung ist Gegenstand zahlreicher Veröf-
fentlichungen und Gerichtsentscheidungen. Dagegen fehlt bisher eine 
systematische Darstellung des Rechts der örtlichen Straßenplanung. 
Die auf diesem Gebiet spärliche Rechtsprechung befaßt sich lediglich 
mi t Einzelfragen. Dabei kommt dem örtlichen Verkehrs Wegenetz eine 
ganz erhebliche Bedeutung zu. A m 1.1.1976 standen 169 131 überört-
liche Straßenkilometer einer Anzahl von 296 737 Kilometern Gemeinde-
straßen18 gegenüber. Das entspricht einem Antei l von 63,69 °/o am 
öffentlichen  Straßennetz. Die Planung und Herstellung örtlicher Stra-
ßen vollzieht sich nicht mi t Hilfe eines einheitlichen Planungsinstru-
ments, sondern auf der Grundlage verschiedener Rechtsvorschriften 
mi t unterschiedlicher Zielsetzung. Die nachfolgende Untersuchung soll 
einen Uberblick über Zuständigkeit, Verfahren  und materiell-rechtliche 
Grundlagen der örtlichen Straßenplanung geben und die darin liegen-
den rechtlichen Probleme verdeutlichen. 

ß Städte- und Gemeindebund 1981,19 f. 
« Davon 176 625 k m Innerortsstraßen (59,52%) und 120 112 k m Außerorts-

straßen (40,48%) —• Quelle: Statistisches Jahrbuch für Bayern 1978, S.442. 
Nach Angabe von Walprecht,  Städte- und Gemeinderat 1980, 153, wurden 
zwischen 1966 und 1976 5913 k m innerörtl icher Gemeindestraßen mi t einer 
Fahrbahnbreite über 7 m gebaut, doppelt soviel wie Autobahnki lometer. 



Einlei tung 

Zunächst ist der Planungsgegenstand — die örtlichen öffentlichen 
Straßen — anhand der Straßengesetze der Flächenstaaten zu definie-
ren. In einem Exkurs sollen die wichtigsten Straßenkategorien außer-
halb des Straßenrechts beschrieben werden, die als Voraussetzung für 
eine finanzielle staatliche Förderung von besonderem Interesse sind, 
wei l über diese Zuwendungen Einfluß auf die örtliche Planung ausge-
übt wird. 

Ausgangspunkt des örtlichen Straßenplanungsrechts ist die verfas-
sungsrechtlich geschützte Planungshoheit, die eine allgemeine Pla-
nungskompetenz der Gemeinde für ihr Gebiet umfaßt. Im Mittelpunkt 
des 2. Kapitels stehen rechtliche Einschränkungen des gemeindlichen 
Planungsrechts in bezug auf die Grundentscheidung (Ob) zur Planung 
einer Straße. Die Vielfalt des gemeindlichen Kompetenzbereichs schlägt 
sich hier nieder in einer Reihe gesetzlicher Vorschriften,  aus denen 
sich eine Verdichtung der planerischen Gestaltungsfreiheit  zur Pla-
nungspflicht ergeben kann. 

In den beiden folgenden Kapiteln sollen die rechtlichen Probleme 
der verschiedenartigen Möglichkeiten vorbereitender und außenver-
bindlicher örtlicher Straßenplanung im einzelnen erörtert werden. Das 
3. Kapitel behandelt die vorbereitenden Straßenplanungen, ihre Er-
scheinungsformen, Voraussetzungen, Verfahren,  Wirkungen sowie ihre 
rechtliche Verknüpfung mit den außenwirksamen Plänen. Im letzten 
Kapitel werden die verschiedenen Arten der verbindlichen örtlichen 
Straßenbaupläne vorgestellt und auf den Anwendungsbereich, die 
Voraussetzungen, das Verfahren,  die Rechtswirkungen und die Rechts-
schutzmöglichkeiten h in untersucht. 


